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Prä- und poststationäre Behandlung nach 
§ 115a SGB V 
 
Grundlage und Zielsetzung 

§ 115a SGB V regelt Inhalt, Voraussetzungen und Durchführung der vor- und nachstationären Behandlung im 
Krankenhaus. Diese stellt eine Krankenhausbehandlung eigener Art dar; vor- und nachstationäre Leistungen 
sind keine selbständigen Behandlungsformen, sondern begrifflich und inhaltlich untrennbar mit einer nachfolgen-
den oder vorausgegangenen vollstationären Krankenhausbehandlung verknüpft. 

Für die vorstationäre Behandlung stehen bis zu drei Behandlungstage innerhalb von fünf Tagen vor der geplanten 
Aufnahme zur Verfügung (vorstationäre Behandlungsphase). Für die nachstationäre Behandlung gelten bis zu sie-
ben Behandlungstage innerhalb von vierzehn Tagen nach Entlassung (nachstationäre Behandlungsphase). 

Für den Fall der vorstationären Behandlung fordert § 115a SGB V die Verordnung von Krankenhausbehandlung. 
Eine erforderliche nachstationäre Behandlung darf demgegenüber ohne vertragsärztliche Verordnung im An-
schluss an rechtmäßige Krankenhausbehandlung erfolgen (BSG, Urteil vom 17. September 2013 – B 1 KR 51/12 R). 

Abgrenzung vertragsärztliche ambulante Behandlung vs. vorstationäre Behandlung 

Die erste Fallgruppe des § 115a Abs. 1 Nr. 1 SGB V betrifft die Klärung der Notwendigkeit einer vollstationä-
ren Krankenhausbehandlung. Das Gesetz hat den Fall vor Augen, dass die Möglichkeiten vertragsärztlicher Di-
agnostik und/oder Therapie ausgeschöpft sind, der behandelnde Vertragsarzt mit seinen Mitteln nicht weiter-
kommt und den Patienten deshalb ins Krankenhaus einweist. Lässt sich in dieser Situation noch nicht endgültig 
beurteilen, ob eine stationäre Behandlung notwendig ist (z. B. weil die Diagnose weiterhin unklar ist oder nicht 
feststeht, ob eine bestimmte Therapie in Frage kommt und erfolgversprechend ist), kann das Krankenhaus den 
Patienten zur Klärung dieser Fragen in vorstationäre Behandlung übernehmen. 

Die zweite Fallgruppe des § 115a Abs. 1 Nr. 1 SGB V erfasst die Vorbereitung einer fest geplanten vollstationä-
ren Behandlung. 

Typische vorstationäre Aufgaben (nach Ausschöpfung der vertragsärztlichen Diagnostik) sind z. B.: 

 präoperative Aufklärung und Narkoseaufklärung im aufnehmenden Krankenhaus, 
 krankenhausspezifische Voruntersuchungen (z. B. spezielle Anästhesie-Diagnostik, internistische Mitbeurtei-

lung unmittelbar vor einer komplexen OP), 
 präoperative Maßnahmen, die gerade im später behandelnden Krankenhaus sinnvoll sind (z. B. Eigenblutent-

nahme, antibiotische Prophylaxe, diabetologische Stoffwechseleinstellung vor einer größeren Operation). 

Ob eine vertragsärztliche oder vorstationäre Leistung vorzunehmen ist, hängt vom konkreten Einzelfall ab. 
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Aufgaben des niedergelassenen Arztes vor einer Krankenhauseinweisung 

Der niedergelassene Vertragsarzt führt nur die Diagnostik durch, die für die Entscheidung über die Notwendigkeit 
einer stationären Krankenhausbehandlung erforderlich und wirtschaftlich ist; er fügt der Verordnung die für die 
Indikation der stationären Behandlung bedeutsamen Unterlagen (Anamnese, Diagnostik, bisherige Therapie) bei, 
soweit sie ihm vorliegen. 

In der Praxis bedeutet das: 

 Der Vertragsarzt hat auf der Grundlage der erforderlichen und wirtschaftlichen Diagnostik die Untersu-
chungen durchzuführen, die für die Indikation der stationären Krankenhausbehandlung erforderlich sind. 
 
 je nach Fallkonstellation kann eine klinische Diagnose ausreichen (Einschätzung aufgrund der Untersuchung 

in der Praxis) 
 
 Stellt der Krankenhausarzt im Rahmen der Prüfung der Erforderlichkeit einer (vor-)stationären Behandlung 

fest, dass der Vertragsarzt die notwendige ambulante Diagnostik vor der Einweisung nicht ausgeschöpft hat, 
hat es die vorstationäre Behandlung regelmäßig abzulehnen und den Patienten zur Vervollständigung der 
vertragsärztlichen Diagnostik an den Vertragsarzt zurückzuverweisen (Grundsatz „ambulant vor stationär“). 

 
Erforderlichkeit einer poststationären Behandlung im Krankenhaus 

Eine poststationäre Behandlung hat als Krankenhausleistung stattzufinden, wenn die Nachsorge aus medizinischen 
Gründen zur Sicherung und Festigung des Behandlungserfolgs erforderlich und nur im Krankenhaus sinnvoll mög-
lich ist, bei z. B.: 

 komplizierten großen Wunden 
 problematischer (gestörte oder verzögerte) Wundheilung 

Diese Leistungen sind in der Krankenhausvergütung enthalten. 

In diesen Fällen kann der Vertragsarzt den Patienten, in der nachstationären Behandlungsphase ohne erneute 
vertragsärztliche Verordnung, an das Krankenhaus (zurück) verweisen.  

Folgende Nachsorgeleistungen gehören nicht zur Krankenhausvergütung und müssen daher vom niedergelasse-
nen Vertragsarzt übernommen werden:  

 unkomplizierte Verläufe 
 primäre Wundheilung 
 Fadenzug 
 einfache Nachsorge 

Das Patientenwohl hat immer Vorrang. Die KVBW empfiehlt eine möglichst enge und direkte Kommunikation 
zwischen Praxis und Klinik. 
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Entscheidung über vor- und nachstationäre Behandlung – Beauftragung von Vertragsärzten 

Wenn die Klinik eine vor- oder nachstationäre Behandlung für notwendig hält, kann es entscheiden, ob es diese 
unter den zeitlichen Vorgaben des § 115 a SGB V selbst durchführt oder einen niedergelassenen Vertragsarzt 
hierfür beauftragt. 

Mit der Beauftragung durch das Krankenhaus erbringt der niedergelassene Vertragsarzt Leistungen für das 
Krankenhaus als Krankenhausbehandlung, die nicht zu Lasten der vertragsärztlichen Gesamtvergütung gehen 
(da keine vertragsärztliche Leistung), sondern vom Krankenhaus zu vergüten sind.  

Dies gilt, wenn:  

 der Arzt ausdrücklich dafür beauftragt wurde (hierfür bedarf es einer Kooperationsvereinbarung zwischen 
Krankenhaus und Vertragsarzt, deren schriftliche Fassung zu Dokumentationszwecken unbedingt zu emp-
fehlen ist). 
 
 Zudem muss die Praxis fachlich und personell ausreichend ausgestattet sein, um die Leistungen erbringen 

zu können. 

 
Zusammenfassung:  

 § 115a SGB V regelt ausschließlich die vor- und nachstationäre Behandlung als besondere Form der Kran-
kenhausbehandlung einschließlich der Möglichkeit, diese Leistungen auf ausdrücklich beauftragte niedergelas-
sene Vertragsärzte zu übertragen.  
 Der Vertragsarzt hat auf der Grundlage der erforderlichen und wirtschaftlichen Diagnostik die Untersuchun-

gen durchzuführen, die für die Indikation der stationären Krankenhausbehandlung erforderlich sind. 
 Vor- und nachstationäre Behandlung nach § 115a SGB V durch den Vertragsarzt zu Lasten des Krankenhauses 

ist nur möglich, wenn das Krankenhaus den Vertragsarzt dazu ausdrücklich beauftragt hat. 
 Eine nachstationäre Behandlung hat als Krankenhausleistung stattzufinden, wenn die Nachsorge aus medizi-

nischen Gründen zur Sicherung und Festigung des Behandlungserfolgs erforderlich und nur im Krankenhaus 
sinnvoll möglich ist. 
 


